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Eigentlich hätte Sarah Vollandt der Hort 
in Volketswil ZH gut gefallen. Die Be-
treuerin war herzlich, drinnen malten 
die Kinder, draussen gab es ein riesiges 
Feld zum Spielen. Ein guter Ort für ihre 
4-jährige Tochter, dachte sich die 34-Jäh-
rige bei der Besichtigung. Bis die Be-
treuerin sagte: «Aber während der 
Schulferien haben wir geschlossen.» – 
«Wie soll das funktionieren bei 13 Wo-
chen Ferien pro Jahr?», fragte Vollandt. 
Nun, sagte die Betreuerin, die Eltern 
würden sich untereinander organisie-
ren. Oder die Grosseltern hülfen aus.

Vollandt besprach sich mit ihrem 
Mann, und für beide war klar: Anderen 
Eltern während 8  Wochen pro Jahr ihre 
Tochter zu übergeben, geht nicht. Zu-
mal sie sich selber nie revanchieren 
könnten: Sarah Vollandt und ihr Mann 
arbeiten beide; sie zu 90, er zu 100 Pro-
zent. Auch auf die Hilfe der Grosseltern 
können sie nicht zählen. Diese wohnen 
nicht in der Nähe und sind schon älter. 
Für die Ferien auf eine Tagesmutter zu-
rückgreifen wollten sie nicht. «Unsere 
Tochter würde diese Person kaum ken-
nen, wenn sie sie nur ein paar Wochen 
pro Jahr sieht.» 

Die Vollandts werden ihre Tochter ab 
Sommer in einen Privatkindergarten 
schicken. Denn neben der Ferienbetreu-
ung stellt sich auch das Problem, dass 
die Horte in Volketswil um 18  Uhr 
schliessen. «Das würde bedeuten, dass 
ich meine Arbeit in Zürich um 16 Uhr be-
enden müsste, weil ich zuerst meine jün-
gere Tochter aus der Krippe holen 
muss.» Das aber sei in ihrem Job als Kun-
denberaterin in einer Bank unmöglich.

55 000 neue Betreuungsplätze
Das Beispiel zeigt die Schwierigkeiten 
auf, mit denen sich viele berufstätige El-
tern konfrontiert sehen. Dazu kommen 
– gerade bei gut verdienenden Ehepaa-
ren – die hohen Kosten für Kindertages-
stätte (Kita) und Hort, die oft einen gros-
sen Teil des Lohns des Zweitverdieners 
wieder auffressen. Ein Problem, findet 
der Bundesrat. Über fünf Jahre hinweg 
sollen deshalb Kantone und Gemeinden 
für die Kinderbetreuung 100 Millionen 
Franken erhalten, als Anstossfinanzie-
rung. Ein Teil dieser Bundesgelder soll 
Angebote finanzieren, die besser auf die 
Bedürfnisse der Eltern eingehen: Be-
treuungsangebote für die Schulferien 
etwa oder längere Kita-Öffnungszeiten. 

Der grössere Teil, rund 85 Millionen, 
soll den Kantonen helfen, die Betreu-
ungskosten für die Eltern zu senken. 
Diese sind in der Schweiz relativ hoch im 
Vergleich zum umliegenden Ausland. So 
kommt die öffentliche Hand in der Stadt 
Zürich für 34 Prozent der Kosten auf, 
während es in Frankfurt am Main, Salz-
burg oder Lyon mindestens 75 Prozent 
sind. Ein erstes Paket mit Subventionen 
trat 2003 in Kraft. Damals ging es vor al-
lem um die Schaffung von Kita- und 
Hortplätzen – also darum, überhaupt 
erst ein Angebot bereitzustellen. Das 
Parlament hat die Anschubfinanzierung 
danach zweimal verlängert, sodass sie 
2019 ausläuft. Bei Kosten von bisher 
rund 350  Millionen entstanden 55 000 
neue Betreuungsplätze. 

Der Ständerat hat dem zweiten Paket 
in der Frühjahrssession zugestimmt. 
Knapper dürfte es im Nationalrat wer-
den, der heute über die Vorlage befin-
det. Die SVP ist dagegen, die FDP eben-
falls. SVP-Nationalrätin Nadja Pieren lei-

tet selber eine Kita und ist der Meinung, 
die Bundesgelder seien unnötig. «Die 
Aussage, dass das ganze Gehalt des 
Zweitverdieners für den Kita-Platz 
draufgeht, stimmt so nicht.» Bei einkom-
mensabhängigen Tarifen, wie es öffent-
liche Kitas anbieten, bleibe immer noch 
Geld übrig. Zudem müsse den Eltern die 
professionelle Kinderbetreuung auch et-
was wert sein. «Wer dieses Geld nicht 
ausgeben will, ist frei, seine Verwandten 
um Hilfe zu bitten.» 

Ausgaben von Steuern abziehen 
Für FDP-Nationalrat Christian Wasser-
fallen ist das zweite Paket die «Verlänge-
rung der Verlängerung der Subventio-
nen». Er unterstütze es zwar, wenn El-
tern weniger für die Betreuung zahlen 
müssten und Projekte für Schulferien fi-
nanziert würden. «Doch das ist Sache 
der Kantone, nicht des Bundes.» Diese 
müssten jetzt ihre Verantwortung über-
nehmen. Er verweist zudem auf die For-
derung der FDP, die Kosten der Kinder-

betreuung von den Steuern abziehen zu 
können. Eine solche Vorlage des Bun-
desrats ist in der Vernehmlassung.

Die Befürworter aus den Reihen von 
CVP, BDP, GLP, SP und der Grünen sind 
trotz der Opposition von Mitte-rechts 
zuversichtlich, dass es auch im National-
rat für ein Ja reicht. Und das, obwohl es 
bei der CVP durchaus kritische Stimmen 
gibt. Dies zeigte sich während der Vor-
beratung in der ständerätlichen Kom-
mission im Herbst. Damals sorgte CVP-
Ständerätin und Kommissionspräsi-
dentin Brigitte Koller für einen kleinen 
Eklat, weil die Kommission dank ihres 
Stichentscheids die Vorlage ablehnte. 

Seither besann sich die CVP aber auf 
ihre Wurzeln als Familienpartei und 
wird die Vorlage laut Nationalrätin 
Christine Bulliard-Marbach annehmen. 
Zudem gibt es in der FDP-Fraktion Ab-
weichler wie etwa Christoph Eymann. 
Der liberale Nationalrat und ehemalige 
Basler Erziehungsdirektor findet, Fami-
lien sollten die Freiheit haben, selber zu 
bestimmen, wie sie Arbeit und Betreu-
ung aufteilen. 

Bei der SP wiederum stehen die ho-
hen Kosten der Kinderbetreuung im 
Zentrum. «Wenn das zweite oder dritte 
Kind kommt, hören viele Mütter auf zu 
arbeiten, weil sich das kaum mehr 
lohnt», sagt SP-Nationalrat Matthias 
Aebi scher. «Das ist problematisch, ge-
rade in Zeiten des Fachkräftemangels.»  

Gespaltene Wirtschaft 
Nicht einig bezüglich der Vorlage ist sich 
die Wirtschaft. Während Economie-
suisse gegen die Bundesgelder lob-
byiert, ist der Arbeitgeberverband da-
für. «Wenn die Mütter mehr arbeiten, 
wiegt das die Kosten der externen Kin-
derbetreuung auf», sagt Simon Wey vom 
Arbeitgeberverband, «denn aus den hö-
heren Arbeitspensen resultieren auch 
zusätzliche Steuereinnahmen.» Mittel-
fristig bleibe die Finanzierung deshalb 
haushaltsneutral. Kritik übt Wey indes 
an jener Klausel, die für die Unterneh-
mer selber Konsequenzen hätte. Laut 
Vorlage können die Kantone die Arbeit-
geber verpflichten, die Kinderbetreuung 
mitzufinanzieren – so, wie das in den 
Kantonen Waadt oder Neuenburg be-
reits heute der Fall ist. «Die Schaffung 
der Infrastruktur ist Aufgabe des Staa-
tes. Die Unternehmen sorgen ihrerseits 
für familienfreundliche Arbeitsbedin-
gungen», sagt Wey. 

Sarah Vollandt würde ein Ja des Na-
tionalrats zum zweiten Paket begrüssen: 
«In Zeiten, in denen die Arbeitgeber von 
den Angestellten berufliche Flexibilität 
verlangen, müssen auch die staatlichen 
Rahmenbedingungen entsprechend an-
gepasst werden.» Sie und ihr Mann über-
legen sich, längerfristig in eine andere 
Gemeinde umzuziehen, obwohl sie sich 
in Volketswil eine Wohnung gekauft ha-
ben und es ihnen dort gefalle. «Ich will 
meine Tochter später wenn möglich auf 
die öffentliche Schule schicken, nicht in 
eine Privatschule», sagt Vollandt. «Des-
halb suchen wir eine Gemeinde, die Fe-
rienbetreuung anbietet – und in der der 
Kinderhort wenigstens bis um 18.30 Uhr 
geöffnet hat.»

Die Krux mit den Ferien
Berufstätigen Eltern stellt sich oft das Problem: Wer hütet die Kinder während der Schulferien? Der Bundesrat will entsprechende 
Angebote mit 100 Millionen Franken unterstützen, doch im Nationalrat dürfte es heute knapp werden.  

Ort mit beschränkten Öffnungszeiten: Handpuppen in einem Aargauer Kinderhort. Foto: Christian Beutler (Keystone)

«Wer dieses Geld nicht 
ausgeben will, ist frei, 
seine Verwandten um 
Hilfe zu bitten.»
Nadja Pieren, SVP-Nationalrätin

Die SP-Parteibasis stellt sich 
hinter die geplante Reform 
der Altersvorsorge. In einer 
Urabstimmung befürworten 
über 90 Prozent die Vorlage.

11 061 SP-Mitglieder haben ein Ja in die 
Urne gelegt, 1153 ein Nein, wie die Partei 
am Sonntag bekannt gab. Die Stimm-
beteiligung lag bei 39 Prozent. Über die 
Reform der Altersvorsorge werden die 
Stimmberechtigten am 24. September 
befinden. Zentrale Elemente sind die An-
hebung des Frauenrentenalters auf 
65 Jahre, die Senkung des Umwandlungs-
satzes in der obligatorischen beruflichen 
Vorsorge von 6,8 auf 6 Prozent und die 
Erhöhung der AHV-Renten für Neurent-
ner um 70 Franken. Finanziert werden 
soll die Reform mit einer Mehrwert-
steuererhöhung von 0,6 Prozent. 

Das alles sei «keine einfache Materie, 
aber sie betrifft uns alle», betonte SP-
Ständerätin Pascale Bruderer vor den 
Medien. Namentlich in der Westschweiz 
hat sich gegen die Reform Widerstand in 
gewerkschaftlichen Kreisen formiert. SP-
Präsident Christian Levrat zeigte sich 
überrascht über die Deutlichkeit des Ur-
abstimmungsresultats. Erfreut war Lev-
rat insbesondere, dass in allen Kantonal-
sektionen ein Ja resultierte. «Das heisst, 
es gibt keinen Röstigraben.» Den tiefsten 
Ja-Anteil wies der Kanton Genf mit 66,7 
Prozent auf.

In der Vorlage fänden sich zahlreiche 
positive und negative Punkte. Unter dem 
Strich sei es aber zentral, die Altersvor-
sorge als wichtige soziale Absicherung in 
die Zukunft zu tragen. Mehrheitsfähige 
Alternativen gebe es keine. Darum habe 
die SP-Basis sich so klar für den vorlie-
genden Kompromiss ausgesprochen, 
vermutete Bruderer. Die SP könne sich 
nun mit voller Kraft für die Vorlage im 
Abstimmungskampf engagieren. Die Re-
form bringe den ersten AHV-Ausbau seit 
40 Jahren. Sie sichere die Finanzierung 
der Altersvorsorge für das nächste Jahr-
zehnt und bringe handfeste Verbesse-
rungen für Menschen mit tiefen Einkom-
men und mit Teilzeitjobs. Dies betreffe 
letztlich in besonderem Masse Frauen. 

Erst die dritte Urabstimmung
Auf der Befürworterseite finden sich 
neben der SP die grossen Gewerkschaf-
ten und der Schweizerische Gewerk-
schaftsbund. Ein Referendum gegen die 
Reform der Altersvorsorge haben Ge-
werkschaften aus der Westschweiz ange-
kündigt, unter ihnen die Genfer Gewerk-
schafts-Dachorganisation CGAS, der Ge-
werkschaftsbund Waadt, die VPOD-Sek-
tionen Waadt und Genf sowie die Partei 
der Arbeit, die Rentnerorganisation 
Avivo und die Organisation Solidarités.  
Die Sozialdemokraten führten erst zum 
dritten Mal in ihrer Geschichte eine Ur-
abstimmung durch. Die letzte fand 1995 
statt, auch damals ging es um eine AHV-
Revision. (SDA)

SP-Basis für Rentenreform
600 Jahre Bruder Klaus
Staatsakt für Schweizer 
Nationalheiligen
Gegen 700 Personen haben am Sonntag 
in Sarnen an einer nationalen Gedenk-
feier des vor 600 Jahren geborenen Mys-
tikers Niklaus von Flüe alias Bruder 
Klaus gedacht. Festredner Peter von 
Matt und Bundespräsidentin Doris Leut-
hard fanden ehrenvolle Worte für den 
Obwaldner Asketen. Leuthard sagte in 
ihrer Rede: «Bruder Klaus war der 
rechte Mann zur rechten Zeit am rech-
ten Ort.» Bruder Klaus habe für Ver-
trauen und gegen Misstrauen gewirkt, 
sagte Leuthard und rief dazu auf, für 
Vertrauen zu kämpfen. Niklaus von Flüe 
wurde 1417 in Flüeli bei Sachseln gebo-
ren. Mit 50 Jahren verliess er seine Fami-
lie und wurde Einsiedler. 20 Jahre bis zu 
seinem Tod lebte er laut Legende allein, 
ass nichts mehr und schlief auf einem 
Stein. Bruder Klaus gilt als erster Heili-
ger der Schweiz. (SDA)

Appenzell Innerrhoden
Erste Frau als 
Gerichtspräsidentin
Erstmals präsidiert eine Frau das Kan-
tonsgericht Appenzell Innerrhoden. Die 
Landsgemeinde hat am Sonntag die 
40-jährige Anwältin Eveline Gmünder 
(parteilos) zur neuen Gerichtspräsiden-
tin gewählt. Sie gehört seit 2004 dem 
Kantonsgericht an. Weiter hat die Lands-
gemeinde eine Initiative gutgeheissen, 
die es den Kirchgemeinden ermöglicht, 
ausländischen Mitgliedern das Stimm- 

und Wahlrecht zu erteilen. Turnusge-
mäss tauschten der bisherige regierende 
und der stillstehende Landammann (Re-
gierungsratspräsident und Vize) nach 
zwei Amtsjahren ihre Rollen. Neu sind 
Daniel Fässler (CVP) regierender und 
Roland Inauen (parteilos) stillstehender 
Landammann. Als Nachfolger des zu-
rückgetretenen Baudirektors Stefan Sut-
ter wählte die Landsgemeinde Ruedi Ul-
mann von der CVP. (SDA)

Spionage-Vorwurf
Basler Polizist wieder 
auf freiem Fuss
Der am Donnerstag festgenommene Bas-
ler Polizist ist wieder frei. Die Ermittlun-
gen wegen des Verdachts auf Amtsmiss-
brauch und Amtsgeheimnisverletzung 
laufen aber weiter. Die Basler Polizei be-
stätigte einen Bericht der «SonntagsZei-
tung». Ein Teil der Dienstabfragen des 
Polizisten sei «mit hoher Wahrschein-
lichkeit nicht in dienstlichem Zusam-
menhang erfolgt». Die «Basler Zeitung» 
hatte dem Polizisten vorgeworfen, Daten 
zu mutmasslichen Erdogan-Gegnern ab-
gefragt und an regierungsnahe türkische 
Kreise weitergereicht zu haben. (SDA)

Verkehr
Aebischer ist neuer Präsident 
von Pro Velo Schweiz
Matthias Aebischer ist neuer Präsident 
von Pro Velo Schweiz. Der Berner SP-Na-
tionalrat übernimmt das Amt vom neu 
gewählten Freiburger SP-Staatsrat Jean-
François Steiert. (SDA)

Nachrichten

Landauf, landab haben am gestrigen 
1. Mai mehrere Tausend Menschen für 
die Arbeiterrechte demonstriert. Ge-
werkschaftsvertreter nutzten den An-
lass, um für die Rentenreform 2020 zu 
mobilisieren. Auf dem Bundesplatz in 
Bern äusserte sich Vania Alleva, Präsi-
dentin der Gewerkschaft Unia. Der Wert 
der Arbeit – ob bezahlt oder unbezahlt – 
sei dringend anzuerkennen. Auch in der 
Schweiz gebe es zunehmend soziale Un-
sicherheit, extreme Ungleichheit und 
vermehrt Diskriminierungen, sagte Al-
leva. Verantwortlich für die Ursachen 
machte sie eine ihrer Ansicht nach fal-
sche, bürgerliche Politik. In Basel zogen 
rund 2000 Demonstrierende mit Fah-
nen und Transparenten vom Messe- zum 
Barfüsserplatz. Angeführt wurde die 
Demonstration vom Revolutionären 
Bündnis. Dieses hatte im Vorfeld die 
Spitze des Zuges «beansprucht» und Kri-
tik am «rot-grünen Establishment» ge-
äussert. SP-Bundesrätin Simonetta Som-
maruga besuchte in Sitten Arbeiter auf 
der Baustelle des Campus Energypolis. 
Dabei sprach sie mit den Bauarbeitern 
über deren Arbeitsbedingungen. In der 
Schweiz seien fast zwei Drittel der Be-
schäftigten des Bauhauptgewerbes aus-
ländische Staatsangehörige. Entspre-
chend war die Zuwanderung eines der 
Themen in den Gesprächen. SP-Bundes-
rat Alain Berset trat am Abend in Inter-
laken auf. (SDA)
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1. Mai: Zukunft der 
Renten im Zentrum


